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Unter Null: Negative Emissionen als neue  
Herausforderung für die Klimapolitik
DR. OLIVER GEDEN* UND DR. STEFAN SCHÄFER**

Das Pariser Klimaabkommen hat zum 
Ziel, die Erderwärmung auf deutlich un-
ter 2 Grad zu begrenzen, wenn möglich 
sogar auf 1,5 Grad. Laut Weltklimarat 
IPCC sind diese Ziele mit konventionel-
len Klimaschutzmaßnahmen allein nicht 
zu erreichen, der Atmosphäre müssen 
zusätzlich auch Treibhausgase entzogen 
werden. Für Deutschland und die EU lie-
fe dies nach 2050 auf Reduktionsziele 
von über 100 Prozent hinaus.

Globale Klimaziele werden in Budgets 
übersetzt, mit denen die Gesamtmenge 
der noch vertretbaren Emissionen an-
gegeben werden kann. Beim derzeitigen 
Jahresausstoß wäre das Zwei-Grad-Bud-
get gegen Mitte der 2030er Jahre aus-
geschöpft, jenes für 1,5 Grad Celsius be-
reits Anfang der 2020er Jahre. Weil eine 
derart schnelle Dekarbonisierung der 
Weltwirtschaft unrealistisch ist, greifen 
klimaökonomische Modelle konzeptionell 
auf negative Emissionen zurück. Mit dem 
Einsatz von Technologien zur Entnahme 
von CO2 aus der Atmosphäre ließe sich 
das Emissionsbudget zunächst überzie-
hen und das entstandene Defizit im Laufe 
des 21. Jahrhunderts wieder ausgleichen. 

Im Grundsatz akzeptieren alle Regierun-
gen die Berechnungen des IPCC, aus de-
nen hervorgeht, dass negative Emissionen 
für das Erreichen ehrgeiziger Tempera-
turziele unumgänglich sind. Noch wird 
politisch allerdings kaum diskutiert, wie 
sich die über konventionelle Klimaschutz-
maßnahmen hinausgehenden Negativ-
emissionen erbringen ließen – und von 
wem. Dies ist umso bedenklicher, als der 
Aufbau entsprechender Kapazitäten spä-
testens 2030 beginnen müsste. 

In der Wissenschaft werden zahlreiche 
Maßnahmen zur CO2-Entnahme disku-
tiert, die fast alle noch im Frühstadium ih-
rer Entwicklung sind. Sie reichen von der 
großflächigen Aufforstung über die di-

rekte CO2-Entnahme aus der Umgebungs-
luft (direct air capture) bis hin zur Eisen-
düngung der Ozeane. Der IPCC favorisiert 
eine Technologieoption, die den Anbau 
schnell nachwachsender Biomasse, deren 
Verfeuerung in Kraftwerken zur Stromge-
winnung und schließlich die Abscheidung 
und Speicherung des dabei freigesetzten 
CO2 miteinander kombiniert (Bioenergy 
with Carbon Capture and Storage, BECCS).

Die politischen Implikationen einer Ne-
gativemissions-Strategie wären enorm. 
Bislang basiert die UN-Klimapolitik auf 
der Annahme einer differenzierten Ver-
antwortung einzelner Staatengruppen, 
die aber langfristig wieder konvergiert, 
und zwar spätestens dann, wenn alle 
Staaten ihre Emissionen auf nahezu null 
reduziert haben (wozu sie in begrenztem 
Umfang bereits Negativemissionstech-
nologien einsetzen müssten, um Quellen 
wie die Landnutzung oder den Flugver-
kehr zu kompensieren). Aufgrund ihrer 
historischen Verantwortung und höhe-
ren wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
sind zuerst die »alten« Industriestaaten 
gefragt. Manche Staaten in der EU, dar-

unter Deutschland, werden die Null-Linie 
früher erreichen als andere, aber die 
mittelosteuropäischen Mitgliedstaaten 
werden folgen müssen. Das gilt auch 
für die großen Schwellenländer China 
und Indien. Wenn man nun aber davon 
ausgeht, dass Emissionsminderungen 
von mehr als 100 Prozent möglich und 
erstrebenswert sind, so ließe sich das 
Prinzip der differenzierten Verantwor-
tung verstetigen. Dann wären neue Ver-
teilungskämpfe vorprogrammiert.

Für das Jahr 2100 hält der IPCC 
Negativemissionen in der Größenord-
nung von bis zu 10 Gigatonnen für not-
wendig. Dies entspräche einem globalen 
Emissionsminderungsziel von 125 Pro-
zent (Basisjahr 1990). Sollte dies jemals 
zum Bezugspunkt der UN-Klimaverhand-
lungen werden, dürften Schwellen- und 
Entwicklungsländer dafür eintreten, 
dass die alten Industriestaaten auch 
langfristig größere Verpflichtungen 
übernehmen, indem sie verstärkt auch in 
die CO2-Entnahme investieren. Schwel-
len- und Entwicklungsländer müssten 
hingegen ihre eigenen Emissionen viel-
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leicht nicht einmal auf null reduzieren. 
Ließe sich die EU etwa auf ein Minde-
rungsziel von 150 Prozent ein, dürften 
die Nachzügler aus Mittelosteuropa ana-
log bestrebt sein, die EU-interne Rollen-
verteilung beizubehalten. Ähnliche Ver-
teilungskämpfe wären auch zwischen 
einzelnen Wirtschaftszweigen zu erwar-
ten. Sollte sich BECCS weltweit als be-
vorzugte Technologie durchsetzen, wäre 
bei der Erzeugung negativer Emissionen 
allen voran der Stromsektor gefragt – 
er würde also auch langfristig deutlich 
mehr in den Klimaschutz investieren 
müssen als etwa der Gebäudesektor.

Dass der IPCC negative Emissionen für 
notwendig hält, bedeutet nicht, dass die 
Klimapolitik diesen Pfad einschlagen muss, 
geschweige denn im diskutierten Umfang. 
Sie kann sich auch dagegen entscheiden. 
Wollen klimapolitische Vorreiter wie die 
EU und Deutschland die in Paris beschlos-
senen Ziele jedoch nicht frühzeitig preis-
geben, werden sie schon bald beginnen 
müssen, sich ernsthaft mit Strategien zur 
CO2-Entnahme auseinanderzusetzen, zu-
nächst vor allem in der Forschungspolitik.

Abgesehen von den Auswirkungen auf 
die nationale Wettbewerbsfähigkeit 

läge der politisch heikelste Aspekt einer 
deutschen Negativemissions-Strategie 
wohl darin, Energiewende-Grundsatzent-
scheidungen revidieren zu müssen. Falls 
sich BECCS im globalen Maßstab als die 
effizienteste Technologie herauskristalli-
sieren sollte, wäre eine politische Mehr-
heit tatsächlich zu einem drastischen 
Kurswechsel bei Biomasse und CCS be-
reit? Oder würde man bevorzugt Tech-
nologien fördern, deren Einsatz sehr viel 
besser zur gesellschaftlichen Präferenz 
für dezentrale Solar- und Windener-
gie passt, also etwa direct air capture?  

Standpunkt: Das EEG – eine unendliche Geschichte
THOMAS MOCK*

Das Demoskopie-Institut Allensbach 
veröffentlichte Ende November die Er-
gebnisse einer aktuellen Umfrage mit 
dem Inhalt „Ist es richtig, die Energie-
versorgung bis 2022 vor allem auf 
erneuerbare Energien umzustellen?“. 
75 Prozent der Befragten waren nach 
wie vor überzeugt, dass der Ausstieg aus 
der Kernenergie die richtige Entschei-
dung sei und befürworteten gleichzeitig 
den Ausbau der erneuerbaren Energien. 
Dies erscheint vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Kosten-Ungerechtigkeit 
und Komplexität bei der Förderung der 
Erneuerbaren zumindest verwunderlich.  

 
Das EEG als Magnet von Ineffizienz 
und Mitnahmeeffekten

In der Schweiz stimmten Ende November 
über 55 Prozent der Stimmberechtigten 
dafür, dass die Kernkraftwerke des Lan-
des weiter laufen sollen, teilweise bis über 
2050 hinaus. In Deutschland steigern sich 
dagegen die Ineffizienzen bei der Vorbe-
reitung des Atomenergieausstiegs bis 
2022. Der seit 2014 gedeckelte Zubau 
der installierten Leistung von Onshore-
Windkraft von 2.400 bis 2.600 Mega-
watt im Jahr wird hierzulande regelmäßig 
mit fast dem Doppelten übertroffen. Bis 

Ende 2016 sind etwa 7.000 Megawatt 
mehr Windanlagenleistung installiert 
worden, als es das EEG 2014 vorgege-
ben hatte. Das sind acht große konventi-
onelle Blöcke, deren Leistung aber kaum 
abgenommen werden kann, weil Netze 
und Infrastruktur fehlen. Die Folge sind 
stark wachsende Redispatchkosten und 
teure Rebound-Effekte, die das EEG und 
die Energiewende sowohl kostenseitig als 
auch ökologisch ineffizient machen.

So sind die Redispatchkosten im Jahr 
2016 auf circa eine Milliarde Euro an-
gestiegen. Von den geplanten 6.100 Ki-
lometer Leitungen sind bisher nur rund 
200 Kilometer genehmigt und erst 69 
Kilometer realisiert worden. Von den 
geplanten Pilotstrecken für Erdkabel ist 
noch keine einzige in Betrieb gegangen. 
Und die EEG-Umlage steigt dauerhaft wei-
ter, wie verschiedene wissenschaftliche 
Institute, unter anderem das Rheinisch-
Westfälische Institut für Wirtschaftsfor-
schung, festgestellt haben. 

Es besteht kein Zweifel, dass in Deutsch-
land eine koordinierte Ausbau-Struktur 
fehlt. Im Fokus hierfür müssten zwei Dinge 
stehen: die Aufhebung der baurechtli-
chen Privilegierung von Windanlagen im 
Außenbereich (§ 35 Abs. 3 BauGB), so 

dass in Zukunft nur noch Windanlagen 
in ausgewiesenen Bebauungsplangebie-
ten zugelassen werden können; und die 
Beendigung der durch die stark hinter-
herhinkende Infrastruktur wachsend 
ineffizientere Vorrangeinspeisung für er-
neuerbare Energien (EE). Dies bringt die 
Investitionen hin zu einer effizienten, ziel-
orientierten und koordinierten Gesamt-
planung und würde zudem die von allen 
gewünschte Akzeptanz der Energiewende 
in der Bevölkerung erhöhen. Das ist auch 
notwendig, denn die aufgrund der vor-
gesehenen Sektorenkopplung zu erwar-
tende Verdoppelung oder Verdreifachung 
der heute installierten EE-Leistung wird 
nicht gegen die Bevölkerung durchzuset-
zen sein. 

Das sogenannte Winterpaket der EU-
Kommission ist in diesem Zusammen-
hang nur eingeschränkt hilfreich. Zwar 
ist darin vorgeschlagen, den Einspeise-
vorrang der Erneuerbaren abzuschaffen, 
weitere Punkte erschweren jedoch eher 
mögliche Kostensenkungen beim EE-
Ausbau. So dürften Eingriffe in die natio-
nale Netzsteuerung den EE-Ausbau hier-
zulande kaum einschränken. Dabei ist 
angesichts der Aktivitäten unserer Nach-
barländer, die zunehmend Vorkehrun-
gen gegen die willkürliche „Überflutung“ 


